
 

Gemeinde Marienheide 
Der Bürgermeister 

 
Niederschrift 

 
 
 
Gremium 
 
Rat 

 
 
14. Sitzung 

Sitzungsort 
 
Sitzungssaal,  Rathaus, Hauptstraße 20, Marienheide 

Sitzungstag 
 
08.05.2007 

Datum der Einladung 
 
26.04.2007 
 

Einladungsnachtrag 
 
 

Sitzungsbeginn 
 
16:00 Uhr 

Sitzungsende 
 
19:45 Uhr 

 
 
 
Anwesend sind: 
 
Vorsitzende/r 
Bürgermeister Töpfer      
 
Ratsmitglieder CDU 
Alefelder, Stephan    bis 19:20 Uhr 
Heedt, Rudolf      
Kremer, Dieter    ab 16:45 Uhr 
Meier, Oskar      
Neumann, Henner    bis 19:10 Uhr 
Ritter, Markus      
Saam, Ulrich      
Sarstedt, Karen      
Schneider, Ulrich      
Schneider, Wilfried      
Tokarski, Jörg      
 
Ratsmitglieder SPD 
Beyer, Christoph    bis 18:40 Uhr 
Borner, Kurt      
Fernholz, Wilfried      
Kirkes, Walter      
Meckel, Birgit      
Vetter, Anke      
Wottrich, Sven      
 
Ratsmitglieder FDP 
Pilz, Stefan      
Rittel, Jürgen      
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Ratsmitglieder UWG 
Lauert, Dieter      
Vach, Karl Heinz      
 
 
Es fehlten: 
 
Ratsmitglieder CDU 
Hüttenmeister, Monika      
Liebig, Rolf      
 
Ratsmitglieder SPD 
Kühnel, Andreas      
Kühr, Ralph      
Kühr, Rolf      
 
 
Von der Verwaltung sind anwesend: 
 
Himmeröder, Manfred 
Hombitzer Armin 
Lübken, Marcus 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt fest, dass der Rat der Gemeinde ord-
nungsgemäß und fristgemäß eingeladen worden und beschlussfähig ist. Hiergegen 
werden keine Einwendungen erhoben. 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung spricht Bürgermeister Töpfer das neue Sitzungs-
dienstprogramm Session an. Von der ursprünglichen Absicht, interessierten Ratsmit-
gliedern das Programm näher vorzustellen, sei man abgekommen. Es sei vielmehr 
sinnvoll, den kompletten Rat einmal über Session und seine Möglichkeiten zu infor-
mieren. Das soll in der Ratssitzung nach der Sommerpause geschehen.  
 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
 
 
1 
 

 
Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
im Gebiet der Gemeinde Marienheide (Straßen- und Anla-
genverordnung) 
 
a) Beschluss über den Erlass der Verordnung 
b) Beschluss über einen Verwarnungs-/Bußgeldkatalog zur 
Straßen- und Anlagenverordnung 
 

Drucksache Nr. 
BV/062/07 
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Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
eine Gegenstimme 
 

 
zu a) Die ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentli-

chen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Marienheide (Straßen- 
und Anlagenverordnung) wird in der Fassung des vorliegenden Entwurfs be-
schlossen. 

 
zu b) Der Verwarnungs-/Bußgeldkatalog zur Straßen- und Anlagenverordnung der 

Gemeinde Marienheide wird in der Fassung des vorliegenden Entwurfs be-
schlossen. 
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Ermächtigungsübertragungen zum Jahresabschluss 2006 
 

Drucksache Nr. 
V/2007/53 

 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Der Rat beschließt, beim Jahresabschluss 2006 gebildete Ermächtigungsübertragun-
gen nach 2007 in Höhe von 
 
im Verwaltungshaushalt  316.639,41 € 
 
im Vermögenshaushalt  940.386,97 € 
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Nachweis der über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 
Haushaltsjahr 2006 
 

Drucksache Nr. 
V/2007/50 

 
Der Rat nimmt den Bericht Kenntnis. 
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Anfragen 
 

Drucksache Nr. 
  

 
 
 
4.1 
 

 
Anfrage der FDP-Fraktion betreffend die freiwerdende Bei-
geordnetenstelle 
 

Drucksache Nr. 
AN/071/07 

 
Die Anfrage wird von Bürgermeister Töpfer beantwortet. Der Text der Antwort ist die-
ser Niederschrift als Anlage nachgeheftet. 
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Anträge 
 

Drucksache Nr. 
  

 
 
 
5.1 
 

 
Antrag der UWG-Fraktion, die Stelle des Beigeordneten 
nicht wieder zu besetzen 
 

Drucksache Nr. 
AT/066/07 

 
Bürgermeister Töpfer weist eingangs darauf hin, dass allein der Rat darüber ent-
scheide, ob ein Beigeordneter gewollt sei oder nicht. Der Antrag der UWG lasse aber 
einige Interpretationsfragen zu. So sei nicht erkennbar, ob es nur um den Verzicht 
des Wahlbeamten gehe oder ob die Stelle komplett eingespart werden soll. Formal 
sei dieser Antrag nicht der richtige Weg, weil nach der Hauptsatzung ein Beigeordne-
ter zu wählen ist. Der Antrag müsste daher richtigerweise darauf abzielen, zunächst 
die Hauptsatzung zu ändern. 
 
Nach seiner persönlichen Einschätzung der Angelegenheit befragt, antwortet der 
Bürgermeister, dass die Verwaltung ohne einen Beigeordneten auskommen könne. 
Sie sehe sich in der Lage, eine mögliche Nichtwiederbesetzung zu kompensieren. 
Die Verwaltung sei bereit, das Ausscheiden des Beigeordneten zu nutzen, um eine 
weitere Verschlankung zu erreichen. Damit könne eine weitere Verschuldung redu-
ziert und weitere Defizite abgebaut werden. 
 
Ratsmitglied Frau Sarstedt führt für ihre Fraktion aus, dass sie dem Antrag der UWG 
nicht folgen werde. Die CDU halte einen Beigeordneten für sehr wünschenswert. Aus 
wirtschaftlichen Erwägungen heraus sehe sie aber von einer sofortigen Wiederbe-
setzung ab. Bevor die Stelle endgültig gestrichen werde, müssten einige Dinge (s. 
Antrag der CDU-Fraktion Nr. 072/07) aufgearbeitet und geklärt werden. 
 
Die FDP-Fraktion ist der Auffassung, dass Marienheide keinen Beigeordneten benö-
tige. Trotzdem werde sie, so Ratsmitglied Rittel, dem Antrag der UWG nicht zustim-
men, weil er in der Begründung „zu flach sei“. 
 
Ratsmitglied Fernholz weist nochmals auf die finanzielle Situation der Gemeinde hin. 
Solange die sich nicht verbessere, müsse auf die Beigeordnetenstelle verzichtet wer-
den.  
 
Nach weiteren Wortmeldungen lässt Bürgermeister Töpfer über den UWG-Antrag 
abstimmen: 
 
Der Antrag wird mit acht Ja-Stimmen, 14 Gegenstimmen und einer Enthaltung abge-
lehnt. 
 
 
 
5.2 
 

 
Anträge der CDU-Fraktion betreffend die freiwerdende Bei-
geordnetenstelle 
 

Drucksache Nr. 
AT/072/07 
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Aus Gründen des Sachzusammenhangs wird auf die Ausführungen zum UWG-
Antrag (Drucksache Nr. 066/07) verwiesen. 
 
Bürgermeister Töpfer stellt zunächst richtig, dass sowohl ein Personalkonzept wie 
auch Stellenbeschreibungen vorhanden seien. Das Personalkonzept wolle er in der 
nächsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vorstellen. Die CDU zieht dar-
aufhin den Punkt 4 ihres Antrags zurück. 
 
Nach ausführlicher Aussprache lässt Bürgermeister über den Antrag abstimmen. Es 
werden folgende Beschlüsse zu den einzelnen Punkten gefasst: 
 
Zu Punkt 1: einstimmig 
Zu Punkt 2: einstimmig 
Zu Punkt 3: 12 Ja-Stimmen, neun Gegenstimmen, zwei Stimmenthaltungen 
 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
  
 

 
Zu Punkt 1: einstimmig 
Zu Punkt 2: einstimmig 
Zu Punkt 3: 12 Ja-Stimmen, neun Gegenstimmen, zwei Stimmenthaltungen 
 

 
 
 
5.3 
 

 
Antrag der CDU-Fraktion zum Straßenausbau und zur Ka-
nalsanierung "Am Gersnacken" 
 

Drucksache Nr. 
AT/067/07 

 
Ratsmitglied Frau Sarstedt zieht Punkt 1 des Antrags zurück und bittet den Antrag 
dahingehend zu ergänzen, dass die Verwaltung künftig die Bürger zeitnah über Sa-
nierungsabsichten informiert. So könnten sie sich rechtzeitig auf anfallende Kosten 
einstellen.  
 
Bürgermeister Töpfer rät von dieser Vorgehensweise ab. Eine zeitliche Festlegung 
der anstehenden Sanierung sei schwer festlegbar. Die Verwaltung werde aber alles 
tun, die betroffenen Bürger so früh wie möglich über anstehende Sanierungsabsich-
ten zu unterrichten.  
 
Die Zahlungsmodalitäten unter Punkt 2 des Antrags entsprächen nicht geltendem 
Recht. Einen evtl. Beschluss müsse er beanstanden. Er weise aber ausdrücklich 
darauf hin, dass die Verwaltung selbstverständlich bereit sei, bei existenziellen Prob-
lemen einzelner Familien individuell zu helfen.  
 
Gemeindekämmerer Himmeröder zeigt zur Zahlungsweise zwei Alternativen auf, die 
für die Betroffenen verbindlich sind. Zum einen könne ein Ablösevertrag geschlossen 
werden, in dem ein Zahlungsziel von zwei bis drei Monaten eingeräumt werde. Wer 
keinen Ablösevertrag wolle, werde zu Vorauszahlungen herangezogen mit einmona-
tiger Zahlungsfrist. In Härtefällen könne der Betrag mit entsprechender Verzinsung 
gestundet werden. 
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Von der beantragten Verkehrszählung rät der Bürgermeister ebenfalls ab. Wie die 
Zählung auch ausgehe, die Straße Am Gersnacken“ erfülle nicht die Voraussetzun-
gen einer Haupterschließungsstraße.  
 
Ratsmitglied Wottrich regt an, die im Antrag der CDU formulierte Bitte, die vorgese-
hene Bauzeit von 14 Monaten möglichst zu verringern, zum Antragsgegenstand zu 
machen. 
 
Der Rat der Gemeinde fasst folgende Beschlüsse: 
 
 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
  
 

 
Die Verwaltung wird einstimmig beauftragt, im Sinne der vorgestellten Abrech-
nungsmöglichkeiten zu verfahren.  
 
Die beantragte Verkehrszählung wird mit 16 Gegenstimmen, drei Ja-Stimmen und 
fünf Stimmenthaltungen abgelehnt. 
 
Die Verwaltung wird einstimmig beauftragt zu prüfen, ob der vorgesehene Bauver-
lauf von 14 Monaten verkürzt werden kann. 
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Bestellung eines allgemeinen Vertreters für den Bürger-
meister sowie eines Abwesenheitsvertreters 
 

Drucksache Nr. 
BV/070/07 

 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Der Rat der Gemeinde Marienheide bestellt Herrn Gemeindeoberverwaltungsrat 
Manfred Himmeröder für die Zeit ab dem Ausscheiden des derzeitigen Beigeordne-
ten, Herrn Marcus Lübken, aus den Diensten der Gemeinde Marienheide (voraus-
sichtlich ab 01.06.2007), zum allgemeinen Vertreter des Bürgermeisters. Gemäß § 6 
Abs. 2 i. V. m. § 5 Abs. 1 der Eingruppierungsverordnung (EingrVO) wird die Auf-
wandsentschädigung für den allgemeinen Vertreter auf den jeweiligen Höchstbetrag, 
zz. 71,58 € festgesetzt.  
Zum gleichen Zeitpunkt bestellt der Rat Herrn Armin Hombitzer zum Abwesenheits-
vertreter, der die Funktionen des allgemeinen Vertreters nur dann wahrnimmt, wenn 
dieser verhindert ist.  
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Denkmalbereichssatzung für die historische Ortslage Gim-
born, Aufstellungsbeschluss 
 

Drucksache Nr. 
V/2007/2 

 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Um die historische Gesamtaussage des Tales um Schloss Gimborn zu erhalten, wird 
die Aufstellung einer Denkmalbereichssatzung für die historische Ortslage Gimborn 
gemäß §§ 2, Abs. 3, 5 Denkmalschutzgesetz NRW und § 7 Gemeindeordnung NRW 
beschlossen. 
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67. Änderung des Flächennutzungsplanes "Scharder Kopf"; 
Aufstellungsbeschluss 
 

Drucksache Nr. 
BV/056/07 

 
Da viele Anlieger anwesend sind, wird die vorgesehene Planungsänderung von 
Herrn Hombitzer vorgestellt. Er weist darauf hin, dass die Bürger im Verlauf des Ver-
fahrens noch vielfältige Gelegenheit der Mitwirkung haben. 
 
 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Es wird beschlossen, die 67. Änderung des Flächennutzungsplanes „Scharder Kopf“ 
durchzuführen. Ziel der Planung ist die Umwandlung der westlich des Schul-, Sport- 
und Kulturzentrums gelegenen Grünfläche mit der Zweckbindung Sportplatz in 
Wohnbaufläche. 
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Bebauungsplan Nr. 25 "Ortskern Marienheide", Aufstel-
lungsbeschluss für die 19. Änderung "Katholisches Ju-
gendheim" 
 

Drucksache Nr. 
BV/069/07 

 
Die katholische Kirchengemeinde hat darum gebeten, die Bezeichnung Kath. Ju-
gendheim in Kath. Pfarrheim abzuändern. 
 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Es wird beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 25 „Ortskern Marienheide“ ein weiteres 
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Mal zu modifizieren. Deswegen wird der Aufstellungsbeschluss für die 19. Änderung 
„Katholisches Pfarrheim“ gefasst. 
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Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 Kotthauserhöhe  
"An der Baumschule", Ergebnis der Beteiligungsverfahren 
gem. § 13 Abs. 2 und 3 BauGB und Satzungsbeschluss 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB 
 

Drucksache Nr. 
V/2007/52 

 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Kotthauserhöhe – An der Baumschu-
le“ wird gem.  § 10 Abs. 1 BauGB vom 23.09.2004 (BGBl.I. S. 2414) in Verbindung 
mit § 7 GONW in den zur Zeit gültigen Fassungen als Satzung beschlossen. Gemäß 
§ 9 Abs. 8 BauGB ist der Bebauungsplanänderung eine Begründung beigefügt 
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Bebauungsplan Nr. 81 "Fortführung Klosterstraße, Teil III"; 
Ausdehnung des räumlichen Geltungsbereichs 
 

Drucksache Nr. 
BV/063/07 

 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Es wird beschlossen, den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 81 „Fortführung 
Klosterstraße, Teil II“ auszudehnen. Der aktualisierte Geltungsbereich der Bauleitpla-
nung ist den beigefügten Übersichtsplänen entnehmbar. 
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Bericht über ausgeführte Ratsbeschlüsse seit der letzten 
Ratssitzung vom 13. März 2007 
 

Drucksache Nr. 
IV/065/07 

 
Der Rat der Gemeinde nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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Mitteilungen und Verschiedenes 
 

Drucksache Nr. 
  

 
Verabschiedung von Herrn Lübken 
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Es war Wunsch von Herrn Lübken, bereits heute und nicht wie geplant in der nächs-
ten Ratssitzung verabschiedet zu werden.  
 
Diese Verabschiedung nimmt Bürgermeister Töpfer vor. Er bedankt sich bei Herrn 
Lübken für seine in Marienheide geleistete Arbeit und wünscht ihm in seinem neuen 
Tätigkeitsfeld viel Glück und Erfolg. 
 
 
Sanierungsmaßnahme Gesamtschule 
 
Bürgermeister Töpfer teilt mit, dass der Entwurf des Gutachtens in den nächsten 
Wochen mit den zu beteiligenden Fachbehörden abgestimmt werde. Die Verwaltung 
habe der Schule mitgeteilt, dass in der am 15. Mai stattfindenden Sitzung der Eltern-
pflegschaft und der Lehrerkonferenz hierzu noch nichts gesagt werde. Erst nach Ab-
stimmung mit der Kommunalaufsicht und nach Behandlung in den politischen Gre-
mien soll die Schule einbezogen werden.  
 
Mit diesem Vorgehen ist der Rat der Gemeinde einverstanden. 
 
 
Geschäftsprozessoptimierung 
 
Bürgermeister Töpfer gibt einen kurzen Sachstandsbericht zur gestrigen Informati-
onsveranstaltung für die Gemeinderäte in Radevormwald.  
 
 
Bereitschaft der Schulhausmeister 
 
Ratsmitglied Schneider erbittet Auskunft zum Einsatz der Schulhausmeister an 
Sonntagen, wenn die Baptisten im PZ ihren Gottesdienst abhalten.  
 
Die Frage konnte in der Sitzung nicht beantwortet werden. Die Situation stellt sich 
wie folgt dar: 
 
Seit dem Sommer letzten Jahres wird das PZ sonntags von den Baptisten für Got-
tesdienste genutzt. Sie zahlen hierfür eine Kostenpauschale von 50 €/Sonntag. Für 
die Bestuhlung sorgen sie selber. Überstunden durch die Hausmeister fallen nicht 
an, da den Baptisten ein Schlüssel überlassen worden ist. 
 
 
Vorsitzender:  Schriftführerin: 
 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeister Töpfer 
Bürgermeister 

  
 
 
 
 
 
 
Beate Klette 
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